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n-"'I5Z der Beilagen zu den stenogl'aphlscherl Protol~ol1en ~es Nationalrates 

. - , " xm:·-Gesetzgebungsperi~de . . .. 

. Präs:: t JUU1975 

A n frag e 

der Abgeordneten Dr.LANNER 

und Ger:l.ossen 

ah den Bundesminister für ~andel, Gewerbe. und Industrie, 
betreffend Maßnahmen zur Wiederherstellung eines annähernden Gleich­

gewichtes im agrarj.schenAußenhandel Österreichs mit der EWG 

Am "12. Juni 1975 tagte in vIien der Gemischte Ausschuß Österreicl:..;.. 

EWG .. Dabei wurden neben anderen Probler:len auch die Entwicklung 

des Außeuhandels m:i.t Agrarprodukten zwischen' Österreich und l1.er 

Gemeinschaft behand.€lt. Hier hat sich nämlieh die Situation in 

den letzten Jahren wesentlich verschärft. Die Befürchtungen der 
österre.ichischen Landwirtschaft, daß durch die Ver\llirklichung 

der Neuner-Gemeinschaft der Absatz von Ag:rarprodukten in Europa 

atark erschwert wirc1.- ein noch größerer Mark't wird· von einem 
äußerst wirksamen Außenhandelsregime geschUtzt,- haben sich be­
dauerlicherweise bestätigt. 

,'Während das Außenhandelspassi VUIU am Agrarsektor zwischen Öster­
reichund der Gemeinschaft 1972 lediglich 522 Mio.S betrug, ist es 
1974 auf 3.121 ~1io.S, also das 6··'i'ache, angewachsen. Es ~ann da­

her keineswegs mehr yon elner harmonischen Entwicklung des Han­
dels mit Agrarprodukten zwischen der Gemeinschaft und Österreich 

gesprochen werden, wie sich das 1972 die Vertragsparteien mit 
Art.15 des Freihandelsabkomwenszum Ziel gesetzt haben. Die 
österreichis che Landwirtschaft mußte vielmehr die Erfahrung machen, 

daß Art.15 offensichtlich nicht das hält, was er versprochen hat 
und die Sonderstellung, die auf Grund des Agrarbriefwechsels Öster­
reich bei Schlachtrindern und Rindfleisch eingeräumt würde. und 
für die österreich entsprechende Gegenleistungen erbrachte, keine 
ausreichende Absicherung des österreichischen Exp6rts bei diesen 
Produkten gewährleistet. 

Der Vertrag von Lom~ und das Freihandelsabkommen zwischen der Ge­
meinschaft und Israel haben der österreichischen Lanuwirtschaft 
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vor: Augen geführt ~ daß flie Gemeinschaft tb.rcha.us auch in o.ex, I:3.ge 
ist, den Import von Agrarprodukten aus be;stimmten Rela.tionen prä-­
ferenziert zu behandeln. 

Es ist daher unverständlich, daß nicht auch gegenüber einem Nach­
barland wie Österreich, das in einem besonderen Nahverhältnis zur 
Gemeinschaft steht ~ Sonderregelungen bei Agrarproclulcten mögllch 

.sein sollten. Unbedingt notwendig wäre die rascheste Aufhebung 
der Importsperre bei Schlachtrindern und Rindfleisch. Die Lok­
leerun.g der Imporiisperre, wie sie durch dle Ei-n:räumung eines Kon­
tingents für Einstellrinder erfolgte, kann nur als ein erster 
Sehri tt angeseh(;m werden, da yon dieser Haßnahme kci,ne 'wesent­

liche Ent1astung des ästerreichischen Rindermarktes erwartet WElr·-

daß das Kontingent 

auf Grund. der' hohen. Einfuhrbelast1.lngen nicht in vollem Umfang 

ausgenützt "verden kann. 

Aus all diesen Gründen richten die unterfertigten Abgeordneten 

an den Bundesminister für Handelt Gewerbe und Industrie folgen­
(~e 

Anfra.ge: 

1) Wurden von österreichischer Seite bei der letzten Tagung 
des Gemj.schten Ausschusses konkrete Maj3nahmen verlangt, '.l::n 

in Zuh.'1luft ein annäherndes GleichgewIcht im Außenhandel mit 
Agrarprodukten wiederhe:rzustellen "ClZW. um --'Gradi tionelle 
6sterreichische Agrarexporte in die Gemeinschaft zu sichern? 

2) Wenn ja, wie hat die EG-Delegation auf diese österreichi­
schen Forderungen reagiert? 

3) Sind Sie der Meinung; daß Art.15 des Freihandelsabkommens 
Österreich das Recht einräumt, Maßnahmen von der Gemein­
schaft zu verlangen, die eine harrrwni:::~che l~nti,·d.cklu!lg eles 
Handels mit Agrarprodukten ermöglichen bz\'l. tef:ltehende Sch\vie­

rigkeiten beseitigen? 

4) Wenn ja t was werden ste konkret unterne l1J'1len, dam:i. t die Ziel­

setzung d.es Art.15 verwirklicht wird? 

, 
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5) Sind Sie der Meinung~ daß es Österreich einfach zur Kenntnis 
nep..illen muß, wonn d.ie Gemeinschaft immer wieder bereit ist, den 
Import von Agrarprodukten aus bestimmten Relationen präferen­
ziert zu behandeln, gegenüber Österreich sich jedoch dazu aus­
serstande ex'klärt? 

6) Wenn das nicht der Fall ist, welche Maßnahmen werden Sie er­
grt"!ifen t um zu erreichen t daß die Gemeinschaft auch gegenüber 
Österreich zu einer präferenz,iellen Behandlung bestimmter Agrar­
produkte bereit ist? 
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